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Autobahngebühren und sonstige Straßenbenutzungsabgaben in westeuropäischen 
Staaten 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 12. März 
1981 die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 


1 . In welchen westeuropäischen Staaten werden 

a) Autobahngebühren und sonstige Straßenbenutzungsabgaben 
erhoben, 

b) derartige Angaben geplant oder befinden sich in der politischen 
Diskussion, 

c) und wie hoch sind diese Gebühren und Abgaben im einzelnen? 

Zu la) 

Nach den Informationen der Bundesregierung werden in folgen- 
den westeuropäischen Staaten Autobahngebühren bzw. sonstige 
Straßenbenutzungsabgaben erhoben: 

Frankreich, Italien, Griechenland, Spanien und Österreich. 

Zu Ib) 

In Belgien und in der Schweiz. 

Zu Ic) 

Die Gebührensätze richten sich nach unterschiedlichsten Kriterien 
(wie z.B. Fahrzeugart/Gewichtsstufen/Örtlichen Besonderheiten 
wie Baukosten und dgl.), so daß es nicht möglich ist, allgemeine 
Richtsätze - weder von Land zu Land noch für bestimmte Katego- 
rien und Regionen - anzugeben. 
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Die Vielfalt der Gebührensätze z. B. für den Pkw-Verkehr verdeut- 
lichen beispielhaft die als Anlage beigefügten ADAC-Karten. 


2. Wie hoch ist in den jeweiligen Staaten nach Kenntnis der Bundes- 
regierung das jährliche Gebührenaufkommen insgesamt und von 
ausländischen Fahrzeugen? 

Der Bundesregierung liegen hierüber keine verläßlichen 
Angaben vor. 


3. Sehen diese Gebühren- und Abgabenregelungen in allen Punkten 
eine Gleichbehandlung in- und ausländischer Kraftfahrer vor und 
bestehen ggf. bei den gebührenerhebenden Staaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft Verstöße gegen die Artikel 76 und 79 des 
EWG-Vertrages? 


Nach den Informationen der Bundesregierung sehen diese Rege- 
lungen eine Gleichbehandlung in- und ausländischer Kraftfahrer 
vor. Verstöße von EG-Mitgliedstaaten gegen Artikel 76 und Arti- 
kel 79 des EWG-Vertrages liegen nicht vor. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung diese Gebühren- und Abgaben- 
regelungen im Hinblick auf die Bemühungen um eine Harmonisie- 
rung der europäischen Verkehrsmarktes? 

Diese Abgaben sind nicht geeignet, die Bemühungen zur Harmo- 
niesierung des europäischen Verkehrsmarktes zu unterstützen. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung diese Gebühren- und Abgaben- 
regelungen im Hinblick auf die deutsche Exportwirtschaft und im 
Hinblick auf den Abbau von Wettbewerbsunterschieden im grenz- 
überschreitenden Warenverkehr? 

Die in anderen Staaten erhobenen Gebühren und Abgaben bela- 
sten nach dem Kenntnisstand der Bundesregierung in- und aus- 
ländische Unternehmen in gleicher Weise. 


6. Was wird die Bundesregierung tun, um einen Abbau der aus den 
Gebühren bzw. Abgaben resultierenden unterschiedlichen finanziel- 
len Belastungen in- und ausländischer Kraftfahrer zu erreichen. 

Siehe Antwort zu 5. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die vielfach erhobene Forderung 
nach Einführung von Autobahngebühren in der Bundesrepublik 
Deutschland für ausländische Kraftfahrzeuge und welche politischen, 
rechtlichen und technischen Gesichtspunkte stünden einer solchen 
Maßnahme entgegen? 

Eine Autobahngebühr könnte nur für deutsche und ausländische 
Kraftfahrzeuge gleichermaßen eingeführt werden. Nach den gel- 
tenden Vorschriften der Europäischen Gemeinschaft wäre eine 
andere, die Ausländer diskriminierende Lösung nicht zulässig. 
Von einer deutschen Autobahngebühr wären im übrigen auch die- 
jenigen Ausländer betroffen, in deren Länder eine Autobahn- 
gebühr nicht erhoben wird (z.B. Belgien, Niederlande, England). 
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Darüber hinaus ließe sich die in verschiedenen Staaten prakti- 
zierte Gebührenerhebung kaum auf unsere Verhältnisse über- 
tragen. Gebührenpflichtige Autobahnen werden dort von vorn- 
herein als solche geplant, gebaut und auch finanziert. Um den 
Verwaltungsaufwand gering zu halten, sind nur relativ wenige 
Anschluß- und Gebührenerhebungsstellen vorhanden. Das deut- 
sche Autobahnnetz ist nicht unter diesen Gesichtspunkten 
konzipiert. Es weist eine sehr dichte Folge von Anschlußstellen 
auf. Entsprechend hoch wären daher bei uns der Verwaltungs- 
aufwand und die negativen Auswirkungen auf Verkehrsfluß und 
Verkehrssicherheit. Bei Einführung von Autobahngebühren 
wären mit Sicherheit Verkehrsverlagerungen auf das übrige 
Straßennetz zu erwarten. Dieses Netz ist jedoch zum Teil bereits 
heute stark belastet, eine Aufnahme zusätzlicher Verkehre daher 
nicht vertretbar. Aus diesen Gründen lehnt die Bundesregierung 
die Einführung von Autobahngebühren ab. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung die von einigen vom Transit- 
verkehr besonders belasteten Staaten erhobene Forderung nach 
gemeinschaftlicher Finanzierung wichtiger Verkehrsinfrastruktur- 
vorhaben? 

Die Bundesregierung unterstützt alle Bemühungen, alsbald zu 
einer international abgestimmten, praktikablen Regelung für die 
, Verbesserung bestehender Engpässe auf den Hauptachsen im 
europäischen Verkehrswegenetz zu kommen. Die Bemühungen 
der Bundesregierung sind insbesondere auf die Einbeziehung der 
für den Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten der EG wichtigen 
Drittländer (insbesondere Schweiz, Österreich, Jugoslawien) 
gerichtet. 


9. Welche Initiativen hat die Bundesregierung bislang im Rahmen der 
Europäischen Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) für eine euro- 
päische Lösung des Ausbaus der Verkehrsinfrastruktur, insbesondere 
der Transitwege ergriffen? 

Der Ministerrat der CEMT faßte - im wesentlichen aufgrund deut- 
scher Initiative - folgende Beschlüsse: 

— möglichst rasche, konzentrierte Beseitigung bestehender 
Engpässe insbesondere im Alpenraum; Fortführung der Arbei- 
ten einer besonderen Gruppe unter Beteiligung der geogra- 
phisch betroffenen Länder Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreich, Italien, Jugoslawien, Österreich, Schweiz auf 
Ministerebene, 

— Beschleunigung der Kontrollen an den Grenzen, 

— Entwicklung einer europäischen Finanzierungskonzeption, 
um insbesondere den kleineren Transitländern, z.B. Öster- 
reich, beim Ausbau der hauptsächlich dem Transit dienenden 
Verkehrsachsen zu helfen und weitere nationale Alleingänge, 
z.B. Gebührenerhebung in Österreich, Jugoslawien und Tür- 
kei, zu vermeiden bzw. rückgängig zu machen; dies gilt haupt- 
sächlich für die Gastarbeiterroute durch die genannten Länder. 
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Die Grundausstattung der Verkehrswege bleibt jedoch natio- 
nale Aufgabe. 

Am weiteren Fortgang der Arbeiten ist die Bundesregierung inten- 
siv beteiligt. 

In einem besonderen Arbeitskreis wird das weitere Vorgehen mit 
den Bundesländern erörtert. 

10. Welchen Stand haben die Beratungen über den „Vorschlag für eine 
Verordnung des Rates über die Unterstützung von Vorhaben von 
gemeinschaftlicher Bedeutung auf dem Gebiet der Verkehrsinfra- 
struktur"? 

Die Meinungsbildung des Rates zu dem von der EG-Kommission 
gemäß Artikel 75 des EWG-Vertrages vorgelegten Verordnungs- 
vorschlag ist noch nicht abgeschlossen. 
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Frankreich 

Dünkirchen 


Anlage (zur Antwort auf Frage 1 . c) 


Preise in Franc 


) Kortrifk 
)Toiimai 


10,00 


16,00 


Pkw oder Motorrad 
Pkw mit Anhänger 

. Motorradfahrer erhalten 50% 

Ermäßigung auf den Pkw-Tarif 

gebührenfrei 

Achtung! 

Für Fahrzeuge mit einer Aufbauhöhe von mehr 
als 1,30 m über der Vorderachse (z. B. VW- 
Campingbus) gilt der Tarif: Pkw mit Anhänger; 
auf einigen Autobahnabschnitten liegd er 
höher! Caen-Paris bis 45%, Paris-Lyon 11%, 
Dijon-Beaime 20%, Mülhausen-Gendrey bis 20%. 


Saarbrücken 

Freymlng 


Thorigne 




Bayonne 


16,00 

Hendaye'" 124,00 1 



Toulon 


span. Grenze 


Stand September 1980 
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Anlage (zur Antwort auf Frage l.c) 


Italien 


Brenner 


V Aosta 




)Triest 


franz.X 
ital. 
Grenze 


2000 


3000 



Achtung} 

Die in der Grafik dargestellten 
Gebühren für die wichtigsten Auto- 
bcdmen werden nach unterschiedlichen 
Tarifsystemen berechnet. Die Gebühren 
sind als Anhaltswerte zu betrachten, 
sie gelten von Ort zu Ort. Motorräder 
(Gebührenklasse 1) zsdilen ca. 50%, 
Kleinwagen und Gepäckanhänger (C^e- 
bührenklasse 2) ca. 70% des Tarifs 
der Gebührenklasse 3. 


Preise in Liret 

Gebührenklasse 3 
Pkw bis 1372 ccm, ein€u;hsige 
Anhänger 


Gebührenklasse 4 

Pkw über 1372 ccm. zweiachsige 

Anhänger. Kleinbusse 

Gebührenklassen B, 2B 
Feüirzeuge mit einem Radstand 
von 2,05 - 3,20 m, für Anhänger 
ca. 50% Zuschlag 

gebührenfreie Autobahn 


Tarent 


Trapani 

MarausaO^^^^ 

Mazaradel Vallo CT 


Palermo 


Alcamo ^ 
Buonn 
fornello 


350 


500 

Cefalü 


Reggio di Calabria 
Messina 


Catania^ 


Stand März 1980 
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Anlage (zur Antwort auf Frage 1 . c) 


Spanien 


Preise in Pesetas 


140 Pkw 

240 Pkw mit Anhänger 


■ ■ ■ im Bau 
Achtung: 

Campingfahrzeuge werden in verschiedene 
Tarifklassen eingestuft! 

Motorradfahrer bezahlen je nach Strecke 
40 bis 65% des Pkw-Tarifs. 




Stand September 1980 
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